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Vorwort 

Bergbau kann für die Umgebung erhebliche Folgewirkungen haben. Das gilt 
auch noch nach seiner Einstellung. Ein besonders schwerwiegendes Problem 
bildet die Wasserhaltung. Wie lange und in welchem Umkreis haften insoweit 
Bergbauunternehmen und müssen Anwohnern etwaige Schäden ersetzen? Diese 
Frage hat nicht nur eine zivilrechtliche, sondern auch und vor allem eine öffent-
lich-rechtliche Dimension an der Schnittstelle zwischen Berg-, Wasser- und all-
gemeinem Ordnungsrecht. Die sich daraus ergebenden Anforderungen  wirken 
auf das zivile Haftungsrecht zurück. Das Bergrecht steht dabei flir  eine beson-
ders enge Verflechtung. 

Diesem Fragenkomplex widmet sich die vorliegende Studie. Sie beruht auf 
einer gutachterlichen Stellungnahme im Zusammenhang mit dem Wasseranstieg 
in der niederrheinischen Region Korschenbroich im Gefolge des Tagebaus 
Garzweiler I. 

Aachen, im März 2003 

Walter  Frenz 
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Einführung 

Bergbau über Tage bildet zumal im Bereich des Braunkohlenabbaus auf-
grund des Abtrages erheblicher Erdmassen einen großen Eingriff  in das Land-
schaftsgleichgewicht. Dieser wird später im Zuge der Wiedernutzbarmachung 
behoben. Dabei oder auch schon durch die Unberührtheit ehemaliger, aber noch 
nicht rekultivierter Bergbauflächen entstehen oft unter Landschafts- und Natur-
schutzgesichtspunkten wertvollere Einheiten als vorher.1 Um aber weiterhin 
Schäden zu vermeiden, bedarf  es intensiver Begleitmaßnahmen insbesondere 
auch zur Grundwasserregulierung.  Nach Beendigung des Rohstoffabbaus  droht 
ein Anstieg des Grundwassers jedenfalls auf das Niveau, das vorher geherrscht 
hat, während man sich mittlerweile auf das oftmals über Jahrzehnte hinweg ge-
haltene niedrigere Niveau eingestellt hat. Dieser Anstieg kann lange dauern und 
daher auch noch nach Beendigung der Wiedernutzbarmachung eintreten, mithin 
selbst dann, wenn ein Areal bereits aus der Bergaufsicht entlassen wurde, weil 
nach § 69 Abs. 2 BBergG auch keine Gefahren oder gemeinschädlichen Ein-
wirkungen mehr zu erwarten waren: Diese Prognose kann sich als falsch erwei-
sen, oder Auswirkungen unterhalb dieser bergrechtlich normierten Schwelle 
treten auf. 

Da im Zuge der Absenkung des Grundwassers Schäden bereits während des 
Abbaus von Rohstoffen,  ja sogar im Zuge der Anlegung der entsprechenden 
Abbaustätte durch Abtragen von Erdschichten eintreten können, bedarf  es schon 
in dieser Zeit intensiver Wasserhaltung. Daher sind auch die bergbaulichen Be-
rechtigungen eng mit wasserrechtlichen Fragen verknüpft  und können der Er-
gänzung durch wasserrechtliche Berechtigungen bedürfen. 

Die unterschiedlichen Wasserstände können sich insbesondere auf Gebäude 
auswirken, indem sie bei niedrigem Niveau zu Rissen führen und bei übermäßi-
gem Anstieg Wasserdruck oder gar eine Überflutung von Kellerräumen verur-
sachen. Damit bilden sie ein Musterbeispiel für die fortlaufenden  Schadenspo-
tenziale des Bergbaus vom Beginn der Abbaumaßnahmen über die Wiedernutz-
barmachung bis zu den Spätfolgen auch nach Beendigung der Bergaufsicht.  Es 
stellt sich die Frage, inwieweit die Bergbauunternehmen dafür verantwortlich 
sind. Problematisch ist vielfach die Kausalität, da die Veränderungen der Was-
serstandes und dann die daraus folgenden Auswirkungen auf Gebäude lediglich 

1 Dazu Frenz , ZfB 2002, 23 ff. 
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eine mittelbare Folge des Bergbaus sind. Teilweise wird diese Ursache auch 
durch von außen kommende Entwicklungen wie Naturereignisse und hinzutre-
tende Bebauung abgeschwächt oder gar überlagert. Bei langem Zurückliegen 
stellt sich die Frage der Zuordenbarkeit zu Bergbauunternehmen. Sollen diese 
auch für Jahrzehnte nach Beginn der Abbautätigkeit eingetretene Folgewirkun-
gen haften müssen? Für die bodenschutzbezogene Spätfolgenverantwortung  aus 
Altlasten wurde diese Frage intensiv diskutiert.2 Insbesondere für solche lange 
zurückliegenden Vorgänge stellt sich auch das Problem, inwieweit ursprünglich 
erteilte Genehmigungen eine Legalisierungswirkung dergestalt entfalten, dass 
für spätere, zumal unvorhergesehene Schäden nicht mehr gehaftet werden muss. 

Diese Fragen lassen sich nur zum Teil durch die Regelungen des Bergscha-
densrechts in §§ 114 ff.  BBergG beantworten. Sie gehen weit darüber hinaus 
und betreffen  Fragen der berg- und ordnungsrechtlichen Verantwortung von 
Bergbauunternehmen. Der Ausgleich von Bergschäden bildet ohnehin nur die 
sekundäre Ebene. Primär geht es um die Vermeidung von Schäden. Entspre-
chende Festlegungen werden in den verschiedenen Betriebsplänen getroffen. 
Ausgleich für Bergschäden gibt es mithin im Ergebnis nur dort, wo Scha-
denseintritte trotz entsprechender Vorkehrungen nicht verhindert werden konn-
ten. Damit stellt sich auch die Frage des Verhältnisses von bergbaulichen 
Pflichten und späterer Schadenshaftung. Inwieweit muss auch für Schäden ge-
haftet werden, die außerhalb der Verpflichtungen von Bergbauunternehmen im 
Rahmen von Betriebsplänen liegen? Grundlage für einen solchen Vergleich bil-
det die Untersuchung auch des ordnungsrechtlichen Pflichtenregimes des Berg-
bauunternehmers. 

Diese weite Einbeziehung öffentlich-rechtlicher  Pflichten des Bergbauunter-
nehmers erfolgt  auch deshalb, weil die Frage des hinreichenden Kausalzusam-
menhangs und der umfassten Schäden nach allgemeiner Schadensdogmatik sehr 
stark von einer wertenden Beurteilung abhängig gemacht wird.3 § 114 Abs. 2 
BBergG enthält zwar eine Aufzählung der umfassten Bergschäden und § 120 
BBergG eine erhebliche Beweiserleichterung. Indes werden dort nicht Detail-
fragen wie vor allem die Haftung auch für mittelbare Folgewirkungen nament-
lich aus einer Veränderung des Grundwasserstandes geklärt. Zudem bleibt gem. 
§121 BBergG auch eine Haftung aus § 823 Abs. 1 BGB infolge einer Verlet-
zung von Verkehrssicherungspflichten  möglich, und auch für diese stellt sich 
die Frage des Einflusses bergrechtlicher Verhaltenspflichten. 

2 Siehe etwa Brandt,  Altlastenrecht, S. 144; Schink,  DÖV 1999, 797 (804 f.); Wie-
land,  Die Verjährungsproblematik im Altlastenrecht, passim. 

3 Siehe nur Heinrichs,  in: Palandt, BGB, Vorbem. v. § 249, Rn. 61 f. m.w.N. 



§ 1 Bergschadens- und Ordnungsrecht 

A. Echte Gefährdungshaftung 

Die Haftung für Bergschäden ist in §§ 114 BBergG näher ausgestaltet. Darin 
wird eine Gefährdungshaftung  statuiert, worauf die Gesetzbegründung deutlich 
abstellt.1 Da der Gesetzgeber an der Fassung des Regierungsentwurfs  nichts än-
derte, ist damit in § 114 Abs. 1 BBergG eine echte Gefährdungshaftung  festge-
legt, welche eine Verantwortlichkeit auch bei rechtmäßigem und schuldlosem 
Verhalten nach sich zieht.2 Die für die alte Bergschadenshaftung nach § 148 
ABG partiell vertretene Qualifikation als Aufopferungsanspruch  entsprechend 
§ 75 Einl. ALR scheidet daher hier von vornherein aus.3 Es handelt sich um eine 
Form der zivilrechtlichen außervertraglichen Schadenshaftung.4 

B. Notwendiger Kausalzusammenhang 

Diese weite Haftungskonzeption entbindet freilich nicht von der Notwendig-
keit eines Kausalzusammenhangs, muss doch gem. § 114 Abs. 1 BBergG ein 
Bergschaden „infolge" bergbaulicher Tätigkeiten eingetreten sein. Dieser ur-
sächliche Zusammenhang verlangt, dass der Schaden die unmittelbare oder mit-
telbare Folge des Bergbaubetriebes ist.5 

I . Adäquater Kausalzusammenhang als vertretener Maßstab 
und Konsequenzen 

Zur näheren Ausfüllung dieser Voraussetzung wird auf das Erfordernis  des 
adäquaten Ursachenzusammenhangs nach zivilrechtlichen Grundsätzen zurück-

1 Entwurf  eines Bundesberggesetzes (BBergG), Gesetzesentwurf der Bundesregie-
rung vom 2.9.1977, BT-Drucks. 8/1315, Anlage 1 S. 141 und 143= ZfB 1981, 214 
(217). 

2 Boldt/Weller , BBergG, § 114 Rn. 9. 
3 Boldt/Weller , BBergG, § 114 Rn. 9 m.w.N. 
4 Näher einordnend Kühne , in: FS für Deutsch, S. 203 f f 
5 Boldt/Weller , BBergG, § 114 Rn. 10. 


